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eingängig und unter sorgfältiger Abwägung der von beiden Seiten
vorgetragenen Argumente.

Im Einzelnen: Das Gericht vermag der von Cahn/Rüffler (Kapital-
aufbringung bei wechselseitigen Beteiligungen, GesRZ 2020, 242)
vorgetragenen These der Mehrleistungspflicht nicht zu folgen (Leit-
satz 9; vgl bereits Karollus, Wider die Mehrleistungsthese für Kapi-
talerhöhungen bei wechselseitiger Beteiligung! GesRZ 2020, 169).
Der zweite Fragenkomplex betrifft im Kern die Zulässigkeit wechsel-
seitiger Kapitalerhöhungen bei wechselseitigen Beteiligungen. Sind
A und B aneinander wechselseitig beteiligt, ohne dass dadurch ein
Mutter-Tochter-Verhältnis begründet wird, ist es unstreitig zuläs-
sig, dass B an der Kapitalerhöhung der A teilnimmt, um die eigene
Beteiligungsquote zu wahren. Darf diese Teilnahme aber dadurch
finanziert werden, dass B ihrerseits ihr Kapital erhöht und A an
dieser Kapitalerhöhung teilnimmt? Das Gesetz verbietet dies nicht,
sondern gibt – im Gegenteil – auch in diesen Fällen ein Bezugsrecht.
Schon angesichts der grundsätzlichen und vom historischen Gesetz-
geber bewusst entschiedenen Zulässigkeit wechselseitiger Betei-
ligungen ist auch ein solcher Vorgang zulässig, wenn er nicht miss-
bräuchlich eingesetzt wird. An Rechtsmissbrauch wäre zu denken,
wenn zwischen den beiden Unternehmen dieselbe Einlage ohne
wirtschaftlichen Grund mehrfach hin- und hergeschoben wird.
Dient die Kapitalerhöhung aber legitimen Zwecken (wie einer Stär-
kung der Eigenkapitalbasis durch Hereinnahme externen Kapitals),
ist dagegen nichts einzuwenden.

Im vorliegenden Fall wurde allerdings nicht das Kapital beider
Gesellschaften erhöht, sondern nur einer Gesellschaft (der Antrags-
gegnerin), während die Teilnahme der G. Holding AG an dieser
Kapitalerhöhung durch proportionale Gesellschafterzuschüsse
sämtlicher Aktionäre der G. Holding AG finanziert wurde. Dieser
Vorgang steht einer Kapitalerhöhung mit allseitiger Wahrung der
Bezugsrechte vollständig gleich. Dementsprechend ist er auch
ebenso zu beurteilen. Nach zutreffender Ansicht des OLG Inns-
bruck sind solche Zuschüsse unter allen in Betracht kommenden
Gesichtsprunkten (Kapitalaufbringung, Kapitalerhaltung, § 66a
AktG) unbedenklich.
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Privatstiftung
Parteistellung des Letztbegünstigten

§ 2 Abs 1 Z 3 AußStrG

§ 33 Abs 2 bis 4 sowie § 35 Abs 3 und 4 PSG

1. Die Parteistellung im Genehmigungsverfahren nach § 33 
Abs 2 PSG richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen des 
Außerstreitverfahrens.
2. Die materielle Parteistellung des Letztbegünstigten im 
Verfahren zur Genehmigung einer Änderung der Stiftungsur-
kunde ist auch im Falle der Geltendmachung von Auflösungs-
gründen danach zu beurteilen, ob die zur Genehmigung vor-
gelegte Änderung der Stiftungserklärung seine rechtlich 
geschützte Stellung als Letztbegünstigter unmittelbar beein-
flusst.

OGH 23.1.2020, 6 Ob 130/19i (OLG Wien 6 R 159/19z)

Die Antragsteller sind die jeweils mit einem zweiten Vorstandsmitglied
vertretungsbefugten Vorstandsmitglieder der verfahrensgegenständ-
lichen Privatstiftung. Der einzige Stifter ist am 31.10.2008 verstorben.
Die Einschreiter sind die Witwe und der eheliche Sohn des Stifters. Sie
sind seit dessen Tod die Begünstigten der Stiftung. Die Stiftungszusatz-
urkunde sieht sekundäre Begünstigte vor. Letztbegünstigt sind primär
die Begünstigten. Als ausdrücklich gleichwertige Stiftungszwecke sind
in der Stiftungserklärung die Verwaltung, Erhaltung und Sicherung des

Stiftungsvermögens sowie die Unterstützung der jeweils Begünstigten
durch Ausschüttung der Erträgnisse festgelegt. Mit Stiftungszusatz-
urkunde vom 14.12.2007 legte der Stifter darüber hinaus die Pflege und
Einlösung bestimmter Familiengräber als weiteren Stiftungszweck fest.

Die Antragsteller beantragten die Genehmigung einer Änderung
(Ergänzung) der Stiftungszusatzurkunde gem § 33 Abs 2 PSG des
Inhalts, der Stiftungsvorstand werde ermächtigt, die im Wohnungs-
eigentum der Privatstiftung stehende Wohnung zu marktkonformen
Bedingungen zu verkaufen.

Sie bringen vor, die Änderung der Stiftungserklärung zur Ermög-
lichung des Verkaufs einer Wohnung aus dem Liegenschaftsvermögen
der Privatstiftung sei zur Erfüllung der Stiftungszwecke notwendig, weil
durch die Verschlechterung der Vermögenslage der Privatstiftung nach
dem Tod des Stifters keine Barauszahlungen an die Begünstigten mehr
möglich seien und nicht einmal die laufenden Aufwendungen aus den
Erträgnissen finanziert werden könnten. Aus dem zu erwartenden Erlös
könnten Maßnahmen zur Wertsteigerung des restlichen Stiftungsver-
mögens getätigt werden, wodurch dieses erhalten werden könne und
wieder Ausschüttungen an die Begünstigten möglich wären. Die von den
Einschreitern vorgeschlagene Vorgangsweise eines Verkaufs anderer
Bestandteile des Stiftungsvermögens würde die Stiftung hingegen unren-
tabel machen.

Die dem Verfahren vom Erstgericht beigezogenen Einschreiter spra-
chen sich gegen den Antrag aus. Der Verkauf einer anderen im Stiftungs-
vermögen stehenden Liegenschaft wäre sinnvoller als der zur Genehmi-
gung vorgelegte Wohnungsverkauf. Die Erreichung der Stiftungszwecke
sei aber aufgrund der Vermögenszusammensetzung auf Dauer nicht
möglich. Die Einschreiter beantragten ihrerseits die Auflösung der Pri-
vatstiftung gem § 35 Abs 3 PSG und die Übertragung des Stiftungs-
vermögens an die Einschreiter je zur Hälfte. Das Verfahren über diesen
Antrag ist beim Erstgericht anhängig.
 Das Erstgericht genehmigte die beantragte Änderung bzw Ergän-

zung der Stiftungszusatzurkunde.
 Das Rekursgericht wies den Rekurs der Einschreiter zurück und

sprach aus, dass der ordentliche Revisionsrekurs nicht zulässig sei.
 Der OGH wies den außerordentlichen Revisionsrekurs der Einschreiter

zurück.

Aus der Begründung des OGH:

1. Die Parteistellung im Genehmigungsverfahren nach § 33
Abs 2 PSG richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen des
Außerstreitverfahrens (RIS-Justiz RS0006832 [T27] = 6 Ob
119/16t, GesRZ 2016, 417 [Eiselsberg/Haslwanter] = ecolex
2017, 536 [Rizzi]; Schmidsberger/Spitzbart, ZfS 2016, 143).

2. Im Außerstreitverfahren haben gem § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG
Personen, deren rechtlich geschützte Stellung durch die ge-
richtliche Tätigkeit unmittelbar beeinflusst würde, materielle
Parteistellung. Demnach ist eine Person, deren rechtlich
geschützte Stellung durch den anzufechtenden Beschluss
unmittelbar berührt wird, auch rechtsmittellegitimiert
(Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG2, § 45 Rz 24). Ob
eine rechtlich geschützte Stellung beeinflusst ist, ergibt sich
aus dem materiellen Recht (RIS-Justiz RS0123027; Rechberger
in Rechberger, AußStrG2, § 2 Rz 9) und hängt vom Zweck des
konkreten Verfahrens ab (RIS-Justiz RS0123027 [T5]; vgl
RIS-Justiz RS0128451). Entscheidend ist, wer bzw wessen
Stellung durch das jeweilige Verfahren geschützt werden soll
(RIS-Justiz RS0123028 [T2]). Die wirtschaftliche oder ideelle
Betroffenheit oder die Betroffenheit durch eine Reflex-
wirkung der Entscheidung sind von § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG
nicht erfasst (RIS-Justiz RS0123028 [T7]; vgl RIS-Justiz
RS0120841).
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3. Gem § 33 Abs 2 PSG kann die Stiftungserklärung im (hier
vorliegenden) Fall des Wegfalls des Stifters vom Stiftungs-
vorstand unter Wahrung des Stiftungszwecks zur Anpassung
an geänderte Verhältnisse geändert werden. Die Änderung
bedarf der Genehmigung durch das Gericht.

3.1. Das in § 33 Abs 2 Satz 2 PSG statuierte Genehmigungs-
erfordernis soll sicherstellen, dass der in der Stiftungserklä-
rung zum Ausdruck gebrachte Wille des Stifters nicht verän-
dert oder verfälscht wird (RIS-Justiz RS0129739). Damit be-
zweckt diese Bestimmung den Schutz der Privatstiftung in
ihrer vom Stifter vorgenommenen Prägung bzw Ausgestal-
tung (6 Ob 119/16t; Kodek/Zollner, Rechtsschutz der Begüns-
tigten, PSR 2009, 4 [12]).

3.2. Der Senat hat bereits klargestellt, dass der Schutz der Pri-
vatstiftung in erster Linie in der Verantwortung der Stiftungs-
organe liegt (6 Ob 119/16t; Kodek/Zollner, PSR 2009, 12). IdS
sollen im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 PSG
sämtliche fakultativen und obligatorischen Stiftungsorgane
zur Erhebung des Rekurses berechtigt sein (Kodek/Zollner,
PSR 2009, 12 FN 93; N. Arnold, PSG3, § 33 Rz 61b; siehe beide
Fundstellen auch zur Rechtsmittellegitimation der Organmit-
glieder).

3.3. Die Rekurslegitimation der Begünstigten bzw Letzt-
begünstigten im Verfahren nach § 33 Abs 2 PSG wird in der
Literatur nur unter der Voraussetzung bejaht, dass durch die
Änderung der Stiftungserklärung unmittelbar in ihre Rechts-
position eingegriffen wird, indem die Begünstigtenstellung
(Letztbegünstigtenstellung) entzogen oder eine aktuelle in
eine bloß potenzielle Destinatärsposition umgewandelt wird
(Kodek/Zollner, PSR 2009, 12 f, eingeschränkt auf Destinatäre
mit klagbarem Anspruch; N. Arnold, PSG3, § 33 Rz 61b).

3.4. Die Revisionsrekurswerber erblicken eine erhebliche
Rechtsfrage iSd § 62 Abs 1 AußStrG darin, dass das Rekurs-
gericht von der E 6 Ob 19/06x (ecolex 2006, 765 [Reich-Rohr-
wig]) abgewichen sei.

3.5.1. Zu 6 Ob 19/06x wurde die Rekurslegitimation der Letzt-
begünstigten gegen die Eintragung einer Änderung der
Stiftungsurkunde durch den Vorstand behandelt, wobei die
Änderung der Stiftungserklärung – wie auch im vorliegenden
Fall – keine Änderung der Letztbegünstigtenregelung zum
Gegenstand hatte. Die Entscheidung stellt klar, dass dem
Letztbegünstigten vor der Abwicklung der Privatstiftung nur
insoweit Rechte zukommen, als sie ihm vom Stifter oder vom
Gesetz eingeräumt werden (RIS-Justiz RS0120842).

3.5.2. Zu den Letztbegünstigten vom Gesetz eingeräumten
Rechten gehören das Recht, die Aufhebung eines vom Stif-
tungsvorstand ohne Vorliegen eines Auflösungsgrundes
gefassten Auflösungsbeschlusses zu beantragen (§ 33 Abs 4
PSG), und das Recht, bei Nichtzustandekommen eines Auf-
lösungsbeschlusses trotz Vorliegens eines Auflösungsgrundes
die Auflösung durch das Gericht zu beantragen (§ 33 Abs 3 PSG).

3.5.3. Aus der Zusammenschau des § 33 Abs 2 PSG mit den in
§ 35 Abs 3 und 4 PSG den Letztbegünstigten eingeräumten
Rechten wurde abgeleitet, dass die allfällige Parteistellung des
Letztbegünstigten in einem Genehmigungsverfahren nach
§ 33 Abs 2 PSG (das nicht die Letztbegünstigtenstellung als

solche betraf) jedenfalls von der Geltendmachung von Auf-
lösungsgründen in einem dafür vorgesehenen Verfahren
abhänge (6 Ob 19/06x; 6 Ob 95/07z; RIS-Justiz RS0120840).

3.6. Daraus kann aber noch nicht abgeleitet werden, dass
allein die Geltendmachung von Auflösungsgründen stets die
Parteistellung des Letztbegünstigten im Genehmigungsver-
fahren nach § 33 Abs 2 PSG begründet, ohne dass es auf den
Inhalt der zu beurteilenden Änderung der Stiftungserklärung
ankäme.

Vielmehr ist die materielle Parteistellung des Letztbegüns-
tigten auch im Falle der Geltendmachung von Auflösungs-
gründen gem § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG danach zu beurteilen, ob
die zur Genehmigung vorgelegte Änderung der Stiftungs-
erklärung seine rechtlich geschützte Stellung als Letztbegüns-
tigter unmittelbar beeinflusst.

3.7. Im vorliegenden Genehmigungsverfahren wird auch nicht
darüber abgesprochen, ob der Stiftungszweck iSd § 35 Abs 2
Z 2 PSG nicht mehr erreichbar ist. Darüber ist vielmehr im
über den Auflösungsantrag abgeführten Verfahren anhand
der Stiftungserklärung in der im Beurteilungszeitpunkt beste-
henden Fassung (vgl 6 Ob 95/07z) zu entscheiden.

4. Das Rekursgericht verneinte die Rekurslegitimation der
Einschreiter mit der Begründung, dass der Verkauf der Eigen-
tumswohnung diese nicht unmittelbar in ihrer rechtlich ge-
schützten Stellung als Begünstigte oder Letztbegünstigte
beeinflusse. Diese Beurteilung steht – entgegen dem Revisions-
rekursvorbringen – nicht im Widerspruch zur E 6 Ob 19/06x.

...

Anmerkung:

1. Die vorliegende Entscheidung befasst sich mit der Frage, ob und
unter welchen Voraussetzungen Letztbegünstigten im Geneh-
migungsverfahren nach § 33 Abs 2 Satz 3 PSG Parteistellung zu-
kommt. In der Entscheidung vom 27.4.2006, 6 Ob 19/06x, hat der
OGH ausgesprochen, dass sich aus einer Zusammenschau von § 33
Abs 2 und § 35 PSG ergebe, dass „eine allfällige Parteistellung des
Letztbegünstigten in einem Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2
PSG jedenfalls von der Geltendmachung von Auflösungsgründen in
einem dafür vorgesehenen Verfahren durch den Letztbegünstigten
abhängig ist; andernfalls würde das Genehmigungsverfahren den
Letztbegünstigten ja nicht im Sinne des § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG
unmittelbar beeinflussen.“ Diese Entscheidung konnte den Eindruck
erwecken, es komme für die Frage, ob einem Letztbegünstigten im
Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 Satz 3 PSG Parteistellung
zukomme, darauf an, dass der Letztbegünstigte ein Verfahren nach
§ 35 Abs 3 PSG anstrengt. Diese Aussage wurde in der vorliegenden
Entscheidung nunmehr dahin gehend präzisiert, dass allein die
Geltendmachung von Auflösungsgründen in einem Verfahren nach
§ 35 Abs 3 PSG noch nicht die Parteistellung des Letztbegünstigten
im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 PSG begründet. Viel-
mehr ist die materielle Parteistellung des Letztbegünstigten auch im
Falle der Geltendmachung von Auflösungsgründen gem § 2 Abs 1
Z 3 AußStrG danach zu beurteilen, „ob die zur Genehmigung vor-
gelegte Änderung der Stiftungserklärung seine rechtlich geschützte
Stellung als Letztbegünstigter unmittelbar beeinflusst.“
2. Diese Entscheidung gibt Anlass, sich mit folgenden Fragen zu
befassen:
 Welches Ziel hat die subsidiäre Befugnis des Stiftungsvorstands

zur Änderung der Stiftungserklärung nach § 33 Abs 2 Satz 2 PSG?
 Unter welchen Voraussetzungen kommt den Letztbegünstigten

im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 Satz 3 PSG Partei-
stellung zu?

 In welchem Verhältnis steht das Genehmigungsverfahren nach
§ 33 Abs 2 PSG zum Auflösungsverfahren nach § 35 Abs 3 PSG?
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3. Ist eine Änderung der Stiftungserklärung wegen Wegfalls eines
Stifters, mangels Einigkeit bei mehreren Stiftern oder deswegen
nicht möglich, weil Änderungen nicht vorbehalten sind, so kann
der Stiftungsvorstand nach § 33 Abs 2 Satz 2 PSG unter Wahrung
des Stiftungszwecks Änderungen der Stiftungserklärung zur An-
passung an geänderte Verhältnisse vornehmen. Ziel dieser subsi-
diären Änderungsbefugnis ist es, die „Funktionsfähigkeit“ der Stif-
tungserklärung aufrechtzuerhalten (siehe nur OGH 9.3.2006, 6 Ob
166/05p; N. Arnold, PSG3 [2013] § 33 Rz 55). Mit anderen Worten:
Dem Stiftungsvorstand wird ein Instrument in die Hand gegeben,
damit die Stiftung – trotz geänderter Verhältnisse – weiterhin den
Stiftungszweck verfolgen kann (siehe Diregger/Winner, Fragen der
Gestaltungsfreiheit im Privatstiftungsrecht am Beispiel der Ände-
rung nach § 33 Abs 2 PSG, in Doralt/Kalss, Aktuelle Fragen des
Privatstiftungsrechts [2001] 105 [125]).

Fälle, die geänderte Verhältnisse iSd § 33 Abs 2 PSG darstellen
können, liegen etwa vor, „wenn die Funktionsfähigkeit der Stiftung
gefährdet ist, wenn ohne Änderung der Stiftungserklärung die Stif-
tung aufgelöst werden müsste (außer die Auflösung entspricht dem
aus der Stiftungserklärung ersichtlichen Stifterwillen), oder wenn –
etwa durch oberstgerichtliche Rechtsprechung – nachträglich be-
kannt wird, dass einzelne Klauseln der Stiftungserklärung gesetzwid-
rig sind“ (OGH 9.10.2014, 6 Ob 198/13f). Abhängig von der Art der
geänderten Verhältnisse könnte somit die Alternative für eine
Änderung nach § 33 Abs 2 PSG die Auflösung der Stiftung nach
§ 35 Abs 2 Z 2 PSG sein.

Das Interesse der Letztbegünstigten an der Entscheidung, ob
die Stiftungserklärung nach § 33 Abs 2 PSG geändert wird und
somit fortbesteht oder nach § 35 Abs 2 Z 2 PSG aufgelöst wird, ist
damit offenkundig. Mit der Auflösung der Stiftung enden die beste-
henden Begünstigtenverhältnisse; die Stiftung ist nicht mehr auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks gerichtet, sondern auf die Ver-
teilung des Vermögens an die Gläubiger und die Letztbegünstigten,
welche keineswegs mit den Begünstigten während der Dauer der
werbenden Stiftung ident sein müssen (siehe Kodek/Zollner, Rechts-
schutz der Begünstigten, PSR 2009, 4).

Nach § 6 PSG ist Letztbegünstigter derjenige, dem ein nach
Abwicklung der Privatstiftung verbleibendes Vermögen zukom-
men soll. Sein Anspruch entsteht damit erst nach Beendigung der
Liquidation und Ablauf des Sperrjahres. Nach der Judikatur folgt
hieraus, dass dem Letztbegünstigten vor diesem Zeitpunkt nur in-
soweit Rechte zukommen, als sie ihm vom Stifter oder vom Gesetz
eingeräumt werden; zu Letzteren gehören etwa die Anträge nach
§ 35 Abs 3 und 4 PSG (siehe nur OGH 27.4.2006, 6 Ob19/06x;
21.12.2006, 6 Ob 93/06d).

Nun tut sich jedoch folgendes Dilemma auf: Wurde zunächst
die Stiftungserklärung durch den Stiftungsvorstand nach § 33 Abs 2
Satz 2 PSG mit gerichtlicher Genehmigung geändert, ist der Geneh-
migungsbeschluss in Rechtskraft erwachsen und wurde die Ände-
rung der Stiftungserklärung in das Firmenbuch eingetragen, so ist
im Rahmen des Auflösungsverfahrens anhand der Stiftungserklä-
rung in der im Beurteilungszeitpunkt, somit in der im Zeitpunkt
der gerichtlichen Entscheidung nach § 35 Abs 3 PSG, bestehenden
Fassung zu entscheiden, ob ein Auflösungsgrund vorliegt bzw in
concreto, ob der Stiftungszweck noch erreichbar ist (siehe Pkt 3.7.
der vorliegenden Entscheidungsbegründung; grundlegend OGH
21.6.2007, 6 Ob 95/07z).

Dass hier Rechtsschutzlücken, insb auch unter dem Blickwinkel
des Art 6 EMRK, entstehen können, ist evident. Der OGH hat
diesen Einwand in der E 6 Ob 95/07z mit dem Argument verworfen,
dem Letztbegünstigten wäre es freigestanden, während des Geneh-
migungsverfahrens nach § 33 Abs 2 PSG einen Auflösungsantrag
nach § 35 Abs 3 PSG zu stellen, habe dies jedoch unterlassen. Gera-
de diese Möglichkeit, über den Umweg des § 35 Abs 3 PSG
Parteistellung im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 PSG zu
erlangen, hat der OGH jedoch in der hier zu besprechenden Ent-
scheidung verworfen.
4. Die Parteistellung im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2
PSG richtet sich nach „allgemeinen Grundsätzen des Außerstreitver-
fahrens“ (siehe Pkt 1. der vorliegenden Entscheidungsbegründung;
vgl auch OGH 20.7.2016, 6 Ob 119/16t). Gem § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG

hat jede Person, soweit ihre rechtlich geschützte Stellung durch die
gerichtliche Tätigkeit unmittelbar beeinflusst wird, Parteistellung.
Ob eine rechtlich geschützte Stellung beeinflusst wird, ergibt sich
aus dem materiellen Recht und hängt vom Zweck des konkreten
Verfahrens ab. Entscheidend ist, wer bzw wessen Stellung durch das
jeweilige Verfahren geschützt werden soll (siehe Pkt 2. der vorlie-
genden Entscheidungsbegründung). Das Genehmigungsverfahren
nach § 33 Abs 2 Satz 3 PSG soll sicherstellen, dass der in der Stif-
tungserklärung zum Ausdruck gebrachte Wille des Stifters nicht
verändert oder verfälscht wird. Damit bezweckt die Bestimmung
den Schutz der Privatstiftung in ihrer vom Stifter vorgenommenen
Prägung bzw Ausgestaltung (siehe Pkt 3.1. der vorliegenden Ent-
scheidungsbegründung). Der Schutz der Privatstiftung liegt in ers-
ter Linie in der Verantwortung der Stiftungsorgane. In der bisheri-
gen Rspr wurde entschieden, dass im Genehmigungsverfahren
nach § 33 Abs 2 PSG jedenfalls der Stiftungsvorstand als Gesamtor-
gan (OGH 25.3.2004, 6 Ob 187/03y; 24.5.2006, 6 Ob 78/06y) und die
Privatstiftung selbst (OGH 14.1.2010, 6 Ob 261/09i [obiter]) an-
trags- und rechtsmittellegitimiert sind. Der OGH scheint jedoch
nunmehr weiter zu gehen, indem er Kodek/Zollner (PSR 2009, 12)
zitiert, wonach im Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 PSG
1.) sämtliche fakultativen und obligatorischen Stiftungsorgane zur
Rekurserhebung berechtigt sind und 2.) auch Begünstigte oder
Letztbegünstigte rekurslegitimiert sind, wenn durch die Änderung
der Stiftungserklärung unmittelbar in ihre Rechtsposition einge-
griffen wird, indem die Begünstigtenstellung oder Letztbegünstig-
tenstellung entzogen oder eine aktuelle in eine bloß potenzielle Be-
günstigtenstellung umgewandelt wird (siehe Pkt 3.2. und 3.3. der
vorliegenden Entscheidungsbegründung; der vom OGH zitierte
Beitrag von Kodek/Zollner geht noch erheblich weiter und könnte
auch dahin gehend verstanden werden, dass Begünstigten mit oder
ohne klagbaren Anspruch – ohne weitere einschränkende Voraus-
setzungen – Parteistellung im Verfahren nach § 33 Abs 2 PSG zu-
kommt). Die entscheidende Frage sei daher, ob die zur Genehmi-
gung vorgelegte Änderung der Stiftungserklärung „die rechtlich ge-
schützte Stellung als Letztbegünstigter ... beeinflusst“ (siehe Pkt 3.6.
der vorliegenden Entscheidungsbegründung). Dies sei etwa bei
einer Änderung der Letztbegünstigtenregelung der Fall, nicht hin-
gegen bei der Änderung der Stiftungszusatzurkunde dahin gehend,
dass der Stiftungsvorstand ermächtigt werde, eine im Eigentum der
Stiftung befindliche Wohnung zu verkaufen.
5. Der vorliegenden Entscheidung ist mE zuzustimmen. Beim
Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2 PSG geht es darum, die
Funktionsfähigkeit der Stiftung zu erhalten. Der Letztbegünstigte
hat – insb dann, wenn er nicht zugleich Begünstigter der Stiftung
ist – kein eigenes Interesse an der Erhaltung der Funktionsfähigkeit
der Stiftung. Sein Interesse liegt vielmehr allein darin, dass die Stif-
tung bei Vorliegen eines Auflösungsgrundes aufgelöst und das nach
Durchführung des Liquidationsverfahrens verbleibende Stiftungs-
vermögen an ihn übertragen wird (der umgekehrte in § 35 Abs 4
PSG angesprochene Fall, dass die Stiftung einen Auflösungsbeschluss
fasst, obgleich kein Auflösungsgrund vorliegt, wird hingegen kaum
Grund dafür sein, dass ein Letztbegünstigter einen Aufhebungs-
antrag bei Gericht einbringt). Die Rechte, die einer Person als Letzt-
begünstigter zukommen, sollen durch das vorliegende Verfahren
nach § 33 Abs 2 PSG gerade nicht geschützt werden (siehe zum Par-
teibegriff nach § 2 Abs 1 Z 3 AußStrG Kodek in Gitschthaler/Höll-
werth, AußStrG I2 [2019] § 2 Rz 48). Anderes gilt nur dann, wenn
durch die beabsichtigte Änderung unmittelbar in die Rechte eines
Letztbegünstigten eingegriffen wird. Ein derartiger Eingriff wird
primär in folgenden Fällen vorliegen:
 Es werden die Regelungen über den Kreis der Letztbegünstigten

geändert.
 Es werden die Regelungen über die Begünstigtenquoten der

Letztbegünstigten geändert.

Die Änderung der vorgenannten Regelungen hat mit der Erhaltung
der Funktionsfähigkeit der Stiftung nichts zu tun. Bei ganz enger
Betrachtung könnte man sogar die Auffassung vertreten, eine
Änderung der Regelungen über die Letztbegünstigten könne nicht
Gegenstand eines Genehmigungsverfahrens nach § 33 Abs 2 PSG
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sein (zur Frage der Änderung der Stiftungserklärung nach § 33
Abs 2 Satz 2 PSG nach Auflösung der Stiftung siehe auch N. Arnold,
PSG3, § 33 Rz 55a). Dennoch sind Fälle denkbar, in denen geänderte
Verhältnisse vorliegen, welche eine Änderung der Regelungen über
die Letztbegünstigten in einem Verfahren nach § 33 Abs 2 Satz 2
und 3 PSG erforderlich machen (zB: Der Stifter hat eine bestimmte
gemeinnützige Organisation als Letztbegünstigte eingesetzt, welche
beendet wurde, ohne dass ein Nachfolgerechtsträger existiert; in
diesem Fall kann es dem hypothetischen Stifterwillen entsprechen,
eine andere gemeinnützige Organisation als Letztbegünstigte ein-
zusetzen, welche einem ähnlichen Zweck wie der aufgelöste ge-
meinnützige Rechtsträger dient).
6. Schwieriger sind jene Fälle zu behandeln, bei denen zwar nicht in
die Letztbegünstigtenstellung als solche eingegriffen wird, jedoch
Regelungen der Stiftungserklärung gem § 33 Abs 2 PSG geändert
werden, welche vorrangig die Verlängerung der Dauer der Stiftung
zum Inhalt haben. Beispiele:
 Eine stiftungsurkundliche Regelung über die bestimmte Dauer

der Stiftung (§ 9 Abs 1 Z 6 PSG) wird dahin gehend geändert,
dass die Stiftung nach Ablauf der vorgesehenen Dauer fort-
besteht.

 Ein in der Stiftungserklärung vorgesehener Auflösungsgrund
(§ 35 Abs 2 Z 4 PSG) wird dahin gehend geändert, dass die Stif-
tung trotz Eintritts des ursprünglich vorgesehenen Auflösungs-
grundes fortbesteht (zB: In der Stiftungsurkunde wurde be-
stimmt, dass die Stiftung für die Dauer bis zum 31.12.2037 er-
richtet wird; dieses Datum wurde so bemessen, dass das jüngste
der Kinder des Stifters zu diesem Zeitpunkt das 25. Lebensjahr
vollendet hat; nach Errichtung der Stiftung wird noch ein
weiteres Kind des Stifters geboren, welches erst im Jahr 2045
das 25. Lebensjahr vollendet; würde man weiterhin auf das
25. Lebensjahr des jüngsten Kindes abstellen, so würde die Stif-
tung bis zum Jahr 2045 fortbestehen).

Würde die Stiftungserklärung nicht – wie vorstehend beschrieben –
geändert, hätte der Letztbegünstigte nach Ablauf der vorgesehenen
Dauer der Stiftung bzw nach Eintritt des in der Stiftungserklärung
vorgesehenen Auflösungsgrundes das Recht, die Auflösung der
Stiftung nach § 35 Abs 3 PSG zu beantragen. Auch in diesen Fällen
wird jedoch nicht unmittelbar in die Rechtsposition des Letzt-
begünstigten eingegriffen. Er ist nur wirtschaftlich Betroffener der
Änderung der Stiftungserklärung, welche nach § 33 Abs 2 Satz 3
PSG gerichtlich genehmigt wurde. Ein Recht darauf, dass die Stif-
tungserklärung während des aufrechten Bestands der Stiftung nicht
geändert wird, kommt ihm, solange nicht unmittelbar in seine Rechts-
position als Letztbegünstigter eingegriffen wird, nicht zu. Dieses
Ergebnis mag unbefriedigend erscheinen, ist jedoch Folge der
gesetzlichen Konzeption, dass dem Letztbegünstigten erst nach der
Auflösung der Stiftung Rechte zukommen. Etwas anderes könnte
dann gelten, wenn die Änderung der Stiftungserklärung im Ergeb-
nis dem Entzug einer Letztbegünstigtenstellung gleichkommt (zB:
Die Dauer der Stiftung wird um 40 Jahre verlängert, wobei der
Letztbegünstigte in jenem Zeitpunkt, in dem die Stiftung ursprüng-
lich aufgelöst worden wäre, bereits das 70. Lebensjahr vollendet
hat).

Auch sonstige Änderungen der Stiftungserklärung (wie zB über
den Verkauf einer Beteiligung an einer Sparkassen-AG [OGH
21.6.2007, 6 Ob 95/07z], den Verkauf einer Eigentumswohnung
[siehe die hier besprochene Entscheidung], die Änderung von Ver-

anlagungs- und Zuwendungsregelungen [OGH 8.5.2013, 6 Ob 57/
13w], die Erweiterung der Regelungen über den Kreis möglicher
Begünstigter [OGH 9.10.2014, 6 Ob 198/13f]) mögen zwar Auswir-
kungen auf den Fortbestand der Stiftung haben, insb iZm der Frage,
ob der Stiftungszweck noch erreichbar ist (§ 35 Abs 2 Z 2 PSG),
doch reicht dieser lose Bezug zu einem im Gesetz vorgesehenen
Auflösungsgrund noch nicht aus, um die Parteistellung des Letzt-
begünstigten zu begründen.
7. Schließlich ist zu prüfen, in welchem Verhältnis ein Auflösungs-
verfahren nach § 35 Abs 3 PSG zu einem Genehmigungsverfahren
nach § 33 Abs 2 PSG steht.

Wird durch einen Genehmigungsbeschluss iSd § 33 Abs 2 Satz 3
PSG unmittelbar in die Rechtsstellung eines Letztbegünstigten ein-
gegriffen (siehe Pkt 5. und 6. dieser Entscheidungsanmerkung), so
hat der Letztbegünstigte im Genehmigungsverfahren Parteistel-
lung. Der Genehmigungsbeschluss ist dem Letztbegünstigten zuzu-
stellen. Wird dem Letztbegünstigten der Genehmigungsbeschluss
nicht zugestellt, so kann er als nicht aktenkundige (übergangene)
Partei iSd § 46 Abs 2 AußStrG einen Rekurs bis zu jenem Zeitpunkt
erheben, bis zu dem eine aktenkundige Partei einen Rekurs erheben
oder eine Rekursbeantwortung erstatten kann. Ist der Beschluss
allen aktenkundigen Parteien gegenüber (formell) rechtskräftig, so
steht der nicht aktenkundigen Partei nur mehr der Abänderungs-
antrag gem § 73 Abs 1 Z 1 AußStrG offen.

Sollte nachfolgend die Änderung der Stiftungserklärung im
Firmenbuch eingetragen werden, ohne dass der Letztbegünstigte
Partei des Genehmigungsverfahrens war, so ist dem Letztbegüns-
tigten zwar der Eintragungsbeschluss nach § 18 FBG nicht zuzustel-
len, doch hat er ein Rekursrecht gegen den Eintragungsbeschluss
nach § 15 FBG, da er seine rechtlichen Interessen nicht in einem
anderen Verfahren angemessen geltend machen konnte (vgl nur
Kodek/Zollner, PSR 2009, 7).

Wurde zunächst die Stiftungserklärung nach § 33 Abs 2 PSG
mit gerichtlicher Genehmigung geändert und die Änderung der
Stiftungserklärung im Firmenbuch eingetragen, so ist nach der Ju-
dikatur – wie bereits unter Pkt 3. dieser Entscheidungsanmerkung
dargelegt – im Rahmen des Auflösungsverfahrens anhand der Stif-
tungserklärung in der im Beurteilungszeitpunkt, somit im Zeit-
punkt der gerichtlichen Entscheidung nach § 35 Abs 3 PSG, beste-
henden Fassung zu entscheiden, ob ein Auflösungsgrund vorliegt.
Nach dieser Auffassung besteht somit keine Möglichkeit mehr, im
Auflösungsverfahren die Unwirksamkeit der Änderung der Stif-
tungserklärung zu relevieren. Dieses Ergebnis kann mE nur dann
hingenommen werden, wenn dem Letztbegünstigten, in dessen
Rechtsstellung durch ein Genehmigungsverfahren nach § 33 Abs 2
PSG eingegriffen wurde, ein Rekursrecht gegen die Eintragung der
Stiftungserklärung im Firmenbuch zugebilligt wird.

Ergeht hingegen zunächst ein Beschluss im Auflösungsverfah-
ren nach § 35 Abs 3 PSG und erwächst dieser in Rechtskraft, so ist
dieser für alle Begünstigten, Letztbegünstigten, die Stiftung und alle
Stiftungsorgane und deren Mitglieder bindend (siehe den weiten
Parteibegriff in § 35 Abs 3 PSG). Ein nachfolgendes Verfahren nach
§ 33 Abs 2 PSG mit der Folge, dass die Stiftung trotz rechtskräfti-
gem Auflösungsbeschluss iSd § 35 Abs 1 Z 5 iVm Abs 3 PSG fort-
gesetzt wird, ist somit ausgeschlossen.

Robert Briem

Dr. Robert Briem ist Rechtsanwalt in Wien.
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